
einen Vertreter der Opposition, der von der Koalitionsmehrheit 
ausgewählt und bestimmt wird. Das ist etwas ganz anderes.

(Schwacher Beifall)

Man müßte vielleicht dann noch hinzusetzen, daß der Vertre­
ter, der in dieser Art und Weise ausgewählt und bestimmt wird, 
zumindest ein oder zwei Wochen noch der Opposition angehö­
ren müsse, bevor er eventuell zu einer anderen Fraktion über­
wechselt.

(Beifall bei SPD, PDS und Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. H ö p p n e r:

Ich denke, das Problem ist klar. Ich kann es gleich noch einmal 
formulieren. Es ist in der-Tat so, es gibt hier einen Interpreta­
tionsspielraum. Bitte schön.

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Ich möchte noch etwas dazu sagen. Ich glaube, jeder, der auf­
merksam zuhört und überlegt und emotionslos ist, sieht, daß die­
ser Vorschlag absurd, undemokratisch, scheindemokratisch ist. 
Es ist klar, wie diese Wahl ausgehen wird. Es wird der Vertreter 
der Fraktion gewählt, der von der Mehrheit der Koalition unter- 
tützt wird!

(Tumult, Rufe)

Jawohl, Mehrheit des Parlaments, das ist richtig. Aber ich ha­
be ja nicht umsonst hinzugesetzt, auf Vorschlag der Opposition. 
Und ich bitte Sie, links von mir oder - von vorne gesehen - rechts 
von mir, auch einmal gründlich zu überlegen, was das für ein De­
mokratieverständnis ist. Wenn es Sinn haben soll, daß ein Ver­
treter der Opposition in den Verwaltungsrat hineinkommen soll, 
dann kann doch nicht die Mehrheit des Parlaments, das heißt die 
Koalition, ihn bestimmen, das heißt nicht die Opposition.

(Unruhe)

Ich beantrage, daß die Opposition beauftragt wird, wenn die 
Möglichkeit gegeben werden soll, einen Abgeordneten auszu­
wählen, zwei Vorschläge zu machen und aus diesen zwei Vor­
schlägen der Opposition, aber nicht von einzelnen Oppositions­
fraktionen, sondern der Mehrheit der Opposition dann die Wahl 
getroffen wird.

(Unruhe)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich glaube, es ist weder nötig, daß wir jetzt unruhig werden, 
noch, daß das jetzt große Schwierigkeiten geben muß.

Das Gesetz sagt eindeutig: auf Vorschlag der Opposition. Sie 
nimmt damit eine Gruppe dieses Parlaments zusammen als eine 
Nominierungsgruppe, und zwar eine Gruppe, die offenkundig 
über die Stärke einer Fraktion hinausgeht.

Wir waren im Präsidium davon ausgegangen, als wir die Na­
men entgegengenommen haben, daß es über die Vorschläge un­
ter der Opposition - ich muß es jetzt mal bewußt so formulieren - 
eine Einmütigkeit gegeben hat. Ich entnehme der Debatte, daß 
die Nominierungen nicht einmütig von der Opposition getroffen 
worden sind.

(Zuruf von der Opposition: 95 % waren sich einig.)

Ich kann das jetzt in der Diskussion nicht genau feststellen. 
Ich bitte darum, daß dann, bevor wir in den Wahlgang eintreten - 
wir werden das Wahlverfahren erst abschließen, weil das im 
Grunde genommen davon nicht abhängt -, bevor die Nominie­
rung abgeschlossen ist und wir in das Wahlverfahren eintreten,

die drei Oppositionsfraktionen sich treffen und Mehrheitsent­
scheidungen darüber herbeiführen, was ihr Vorschlag ist.

(Beifall bei der Opposition)

Es kann sein, daß das ganz schnell geht. Aber anders kann es 
geschäftsordnungsmäßig nicht verstanden werden.

(Zuruf von der PDS: Sehr richtig!)

Wenn kein Einvernehmen erzielt wird, muß abgestimmt wer­
den. Es steht da „der Opposition“, da sind die drei Oppositions­
fraktionen gemeint. - Soweit dieser Sachverhalt, was die Nomi­
nierung betrifft. Das gleiche Recht muß dann natürlich auch der 
Koalition eingeräumt werden,

(Dr. Gysi, PDS: Ja, natürlich)

daß auch dort nicht nur sozusagen einzelne Fraktionen Vorschlä­
gen, sondern daß dann da auch noch einmal Beratungen stattfin­
den.

Wenn wir den Wahlmodus abgestimmt haben, werde ich eine 
Pause machen, so daß alle Beteiligten in Koalition und Opposi­
tion ihre Vorschläge noch einmal überdenken und dann endgül­
tig die Namen feststellen können.

Bitte schön - dazu?

Dr. Kney(Die Liberalen):

Herr Präsident! Über das hinausgehend, was Sie jetzt eben zu 
dem Sachverhalt gesagt haben, noch eine Bemerkung für die 
Kollegen eventuell, die jetzt in Verhandlung treten: Muß es un­
bedingt sein, daß wir bei der Wahl die absolute Mehrheit anle- 
gen? Das hieße ja 50 % + 1 der abgegebenen Stimmen. Oder ist es 
nicht ebenso demokratisch, wenn man sagt einfache Mehrheit, 
denn auch die würde ja demokratisch zustande kommen und 
würde uns zumindest ein mehrfaches An-die-Urne-Treten er­
sparen. Trotzdem wäre die Demokratie gewahrt.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Da gebe ich Ihnen völlig recht, das hat tatsächlich nichts mit 
demokratisch und undemokratisch zu tun, sondern betrifft aus­
schließlich die Frage: Wie will dieses Parlament denjenigen, den 
es entsendet, stärken mit ihrem Votum?, weil es einfach so ist, 
daß auch denkbar wäre, wenn nur noch einer auf der Liste steht 
(ich sage es jetzt mal extrem), daß er zehn Stimmen bekommt, 
weil sich 300 der Stimme enthalten - dann ist er gewählt, denn er 
hat die einfache Mehrheit bekommen, hat aber möglicherweise 
doch nicht die Autorität in dem Verwaltungsrat, die das Parla­
ment gern in diesen Verwaltungsrat entsenden möchte.

(Beifall von CDU/DA)

Aber ob Sie das wollen mit der absoluten Mehrheit oder nicht, 
das müssen Sie jetzt selber entscheiden. Wird unser Vorschlag 
abgelehnt, wird dann anschließend festgestellt, daß offenbar die 
einfache Mehrheit ausreicht. Das ist klar. Das ist eine echte Ab­
stimmung, und ich denke, wir haben in den letzten Monaten alle 
in den verschiedensten Gremien so viele Wahlvorgänge hinter 
uns gebracht, daß Sie die Bedeutung der Frage von absoluter 
und relativer Mehrheit und dem allen hinreichend wissen. - Gut.

(Zuruf von Bündnis 90/Grüne: Sehr richtig!)

Weiter, zunächst zu dem Wahlmodus, noch nicht zu den Kandi­
daten.

Dr. Ringstorff (SPD):

Ich stelle den Geschäftsordnungsantrag, daß es vor der Wahl 
zu einer kurzen Personaldebatte kommt, wenn die Personalvor­
schläge so bleiben.
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